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KOMMENTARE

Endlich
JOCHEN WITTMANN

Lange hat es gedauert, sehr lange
sogar. Vor gut 18 Monaten fiel die Ent-
scheidung im britischen Referendum für
den Brexit. Im März diesen Jahres er-
folgte der offizielle Startschuss für die
zweijährigen Austrittsverhandlungen.
Aber jetzt erst konnte man sich auf ein
erstes Verhandlungsergebnis einigen.
Und da ging es lediglich darum, wie die
Modalitäten der Trennung lauten, nicht
darum, wie die künftige Beziehung aus-
sehen soll.

Doch besser spät als nie. Mit der jetzt
getroffenen Vereinbarung hat man end-
lich Klarheit über die rechtliche Stellung
von EU-Bürgern im Königreich und von
Briten in der EU: Ihre Situation wird nicht
angetastet. Auf der irischen Insel wird es
keine harte Grenze zwischen der Repu-
blik und Nordirland geben, was für den
Friedensprozess unabdingbar war. Und
nachdem Großbritannien sich prinzipiell
bereit erklärt hat, allen finanziellen Ver-
pflichtungen nachzukommen, die es
während der EU-Mitgliedschaft einge-
gangen war, haben die EU-Mitglieder
jetzt Planungssicherheit.

Nun soll es umgehend in die Phase
Zwei gehen, wo man über das künftige
Freihandelsabkommen sprechen will,
aber mit schnellen Fortschritten ist auch

hier nicht zu rechnen. Der britische Fi-
nanzminister Philip Hammond verriet
kürzlich in einem Unterhausausschuss,
dass das britische Kabinett noch kein
einziges Mal darüber beraten hat, wie
der „Endzustand des Brexit“ aussehen
soll. Soll heißen: Welche Art von künfti-
gem Wirtschaftsmodell man ansteuern
will. Zur Auswahl stehen da zwei diame-
trale Positionen. Die „Singapur-Option“,
wie sie Außenminister Boris Johnson
und Umweltminister Michael Gove an-
streben, würde auf eine Volkswirtschaft
hinauslaufen, die auf niedrige Steuern
und minimale Regularien setzt. Das an-
dere Modell, für das Schatzkanzler Ham-
mond streitet, plädiert dafür, dass sich
Großbritannien möglichst eng an der EU
orientiert und nur eine geringe regulato-
rische Divergenz zulässt.

Der Kampf, wohin die Reise gehen soll,
ob harter oder weicher Brexit, ist noch
lange nicht ausgefochten, denn bei die-
ser Debatte zeigt sich, was die Konser-
vative Partei schon seit mehr als 20 Jah-
ren innerlich zerrissen hat: der Streit zwi-
schen euroskeptischen Thatcheristen
und pragmatischen Konservativen. Man
darf davon ausgehen, dass auch hier
eine Lösung lange auf sich warten las-
sen wird.

Auf Rechtskurs
CHRISTINE LONGIN

Der 23. April 2017 war der wohl
schwärzeste Tag in der Geschichte der
französischen Republikaner. Der Kandi-
dat der Partei, die so oft den Staatschef
stellte, kam in der ersten Runde der Prä-
sidentschaftswahlen nicht über den drit-
ten Platz hinaus. François Fillon hinter-
ließ eine Partei, die die Hoffnung auf
einen Machtwechsel einte und die nun
zu zerfallen droht. Daran wird auch die
Wahl des neuen Vorsitzenden nichts än-
dern, die die Republikaner an diesem
Wochenende abhalten. Im Gegenteil.

Der haushohe Favorit Laurent Wau-
quiez ist ein Mann, der eher spaltet als
versöhnt. Rund die Hälfte der Franzosen
hält ihn laut einer Umfrage für einen De-
magogen, knapp 40 Prozent bezeichnen
ihn als aggressiv. Der 42-Jährige vertritt

einen klaren Rechtskurs, der vor allem
den gemäßigten Parteiflügel um Ex-Re-
gierungschef Alain Juppé abschreckt.
Wauquiez kann mit gut 60 Prozent der
Stimmen rechnen, was ihm den Sieg
schon in der ersten Runde sichern wür-
de. Wichtiger als das Ergebnis ist für
Wauquiez allerdings die Beteiligung an
der Abstimmung. Von den gut 234000
Parteimitgliedern dürften sich nur rund
50000 an dem elektronischen Votum be-
teiligen. Bei der Wahl von Nicolas Sarko-
zy zum Parteichef 2014 waren es noch
rund 156000. Wauquiez will mit rechten
Themen punkten: Patriotismus, Einwan-
derung und Innere Sicherheit. Mit seinen
rechtspopulistischen Parolen will er die
Wähler wieder zurückholen, die zu Le
Pen übergelaufen sind.

Karikatur: Plassmann

Gefährliche Erwartungshaltung
BERNHARD JUNGINGER

Wenn sich die Botschaft, die vom SPD-
Bundesparteitag ausgeht, auf ein einzi-
ges Wort eindampfen lässt, dann ist es
das kindisch-schadenfrohe „Bätschi“
von Fraktionschefin Andrea Nahles.
Ätschi, die SPD wird eben schon ge-
braucht, so die Botschaft. Bätschi, das
wird teuer für die Union, wenn sie nun
doch mit den Sozialdemokraten zusam-
men regieren will. Für sinnvolle Gesprä-
che über eine mögliche Fortsetzung der
Großen Koalition sind das denkbar
schlechte Voraussetzungen. Kompro-
misslos regieren lässt sich nur mit Mehr-
heiten, von denen die SPD heute weiter
entfernt ist als je zuvor. Bei der Bundes-
tagswahl hat die einstige Volkspartei ja
keinen plötzlichen Einbruch erlitten,
sondern den vorläufigen Tiefpunkt eines
Abstiegs erreicht, der seit 1998 anhält.
Rund die Hälfte ihrer Wählerschaft ha-
ben die Sozialdemokraten seither verlo-
ren. Zehn Millionen Menschen haben
„Bätschi“ gesagt, weil sie sich von der
SPD nicht mehr richtig vertreten fühlen.
Und das obwohl die SPD in den vergan-
genen 19 Jahren 15 Jahre entweder fe-
derführend oder als Juniorpartner an der
Regierung war.

Viele in der Partei ziehen sogar die
Schlussfolgerung, dass die SPD abge-
straft worden sei, weil sie überhaupt

regiert hat. Und dass die Partei sich in
höchste Gefahr begibt, wenn sie sich auf
das Abenteuer einlässt, Verantwortung
zu übernehmen. Ein paar Jahre in der
Opposition schmollen und hehre Maxi-
malforderungen stellen – mit dieser Kur,
so glauben enttäuschte Genossen, lässt
sich ihre sieche Partei ganz sicher retten.
Das ist töricht. Zwar haben die Delegier-
ten den Weg für ergebnisoffene Gesprä-
che mit der Union nach erbittertem Rin-
gen mit sich selbst freigemacht.

Doch vom Parteitag nehmen viele Ge-
nossen eine Erwartungshaltung mit, die
so unrealistisch wie gefährlich ist: Die
Neuauflage der Großen Koalition, nach
dem Jamaika-Aus die einzige verbliebe-
ne Variante einer stabilen Regierung,
gibt es allenfalls, wenn der sozialdemo-
kratische Wunschzettel komplett in ein
Regierungsprogramm umgewandelt
wird. Erpressen lassen aber wird sich die
Union wohl kaum. Dann gibt es früher
oder später Neuwahlen, vor denen sich
die SPD mehr fürchten muss, als alle an-
deren Parteien. Einer SPD jedenfalls, die
ihre Unlust am Regieren zur Tugend er-
hebt, könnten am Ende noch mehr lang-
jährige Wähler den Rücken kehren. Sie
könnten ihr Kreuz bei Parteien machen,
die vor dem Regieren keine Angst zei-
gen.

Blutige Unruhen in
Palästinensergebieten

Reaktionen auf Trumps Entscheidung / Zwei Tote
Jerusalem (dpa). Nach der Anerken-

nung Jerusalems als Hauptstadt Israels
durch die USA sind bei Unruhen in Je-
rusalem und den Palästinensergebieten
mindestens zwei Menschen getötet wor-
den. Am Abend schlug eine Rakete aus
dem Gazastreifen in der Stadt Sderot im
Süden Israels ein. Insgesamt wurden
mindestens 760 Menschen verletzt, da-
von erlitten über 260 Schusswunden,
wie das palästinensische Gesundheits-
ministerium in Gaza und der palästi-

nensische Rettungsdienst Roter Halb-
mond am Freitag mitteilten. Bei den To-
desopfern handelt es sich um Palästi-
nenser. Im Westjordanland seien Warn-
schüsse in die Luft abgegeben worden,
im Gazastreifen sei auf Anstifter der
Unruhen geschossen worden, sagte eine
Sprecherin der israelischen Armee. Die-
se seien auch getroffen worden. „Heute,
am 30. Jahrestag der ersten Intifada (Pa-
lästinenseraufstand), erhebt sich unser
Volk in Ablehnung gegen die Erklärung

von Trump“, sagte
Achmad Bahar, ein
führender Hamas-
Vertreter in
Gaza. „Jerusalem
ist die Hauptstadt
Palästinas.“ Auch
in anderen musli-
mischen Ländern
gingen die Men-
schen aus Protest
gegen die Ent-
scheidung von US-
Präsident Trump
auf die Straße,
etwa in Ägypten,
Jordanien, im Li-
banon und in Tune-
sien. Demonstran-
ten in der Türkei
schwenkten paläs-
tinensische Flag-
gen.

ESKALATION DER GEWALT: Israelische Soldaten gehen gegen
einen palästinensischen Demonstranten vor. Foto: dpa
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Macron erhält den Karlspreis
Direktorium würdigt „Vision von einem neuen Europa“ / Gabriel: Ein Glücksfall

Aachen (AFP). Wegen seiner Verdienste
um Europa erhält Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron den Internationalen
Karlspreis 2018. Das Karlspreis-Direktori-
um und die Stadt Aachen begründeten ihre
Entscheidung am Freitag mit dem „vor-
bildhaften“ europäischen Engagement
Macrons. Außenminister Sigmar Gabriel
(SPD) gratulierte Macron und nannte ihn
einen „Glücksfall für Deutschland und
Europa“.

Macron habe „eine kraftvolle Vision von
einem neuen Europa“, hieß es in der Be-
gründung. „Sein Eintreten für Zusammen-
halt und Gemeinsamkeit und sein ent-
schiedener Kampf gegen jede Form von
Nationalismus und Isolationismus zur
Überwindung der europäischen Krise“ sei-
en „vorbildhaft, im positiven Sinne anste-
ckend und wegweisend“, hob das Direkto-
rium hervor. Aachens Oberbürgermeister
Marcel Philipp (CDU) beschrieb den
39-jährigen Macron als „einen mutigen
Vordenker für die Erneuerung des europäi-
schen Traums“. Seit 1950 wird der renom-
mierte Karlspreis an Persönlichkeiten und
Institutionen vergeben, die sich in führen-
der Position um die Einigung Europas ver-
dient machten.

GROSSE VERDIENSTE für Europa hat sich Frankreichs Präsident Macron erworben,
weshalb er mit dem Aachener Karlspreis ausgezeichnet wird. Foto: dpa

Umfrage: Mehrheit
für Große Koalition

dies schlecht. Am stärksten befürwor-
ten mit 71 Prozent die Unions-Anhän-
ger eine Große Koalition, auch 52 Pro-
zent der SPD-Anhänger sind dafür.
Die Anhänger aller anderen Parteien
sprechen sich mehrheitlich dagegen
aus. Mehrheitlich abgelehnt werden
Neuwahlen ebenso wie eine CDU/
CSU-Minderheitsregierung. 60 Pro-

zent glauben nicht, dass mit einer Min-
derheitsregierung Deutschland stabil
regiert werden könnte.

Wenn an diesem Sonntag gewählt
würde, käme die CDU/CSU auf 32
Prozent (minus eins) und die SPD auf
23 Prozent (plus zwei). Die AfD er-
reichte zwölf Prozent (plus eins), die
FDP acht (minus zwei) und die Linke
neun Prozent (unverändert). Die Grü-
nen erhielten unverändert zwölf Pro-
zent. Die anderen Parteien lägen zu-
sammen unverändert bei vier Prozent.

Mainz/Berlin (AFP). Die Bundesbür-
ger rechnen mit der Bildung einer Gro-
ßen Koalition und befürworten eine
Neuauflage des Regierungsbündnisses.
Nach dem ZDF-Politbarometer glau-
ben 70 Prozent an das Zustandekom-
men einer Großen Koalition, 14 Pro-
zent erwarten Neuwahlen und elf Pro-
zent halten eine CDU/CSU-Minder-
heitsregierung für die wahrschein-
lichste Lösung. 47 Prozent der Befrag-
ten fänden eine Regierung aus CDU/
CSU und SPD gut, 36 Prozent fänden

Konservative
stellen sich neu auf

Paris (dpa). Acht Monate nach dem De-
saster bei der französischen Präsiden-
tenwahl bestimmen die Anhänger der
bürgerlichen Rechten einen neuen Par-
teichef. Für die Wahl an diesem Wochen-
ende gehen drei Anwärter ins Rennen.
Als haushoher Favorit gilt der Präsi-
dent der Region Auvergne-Rhône-Alpes,
Laurent Wauquiez. Er wird dem rechten
Flügel zugerechnet. Der Radiosender
Europe 1 bezeichnete den früh ergrau-
ten 42-jährigen einmal als „selbst-
ernannten Erben“ von Ex-Präsident
Nicolas Sarkozy, der von 2007 bis 2012
regierte. n Kommentar

Richterbund
ermahnt die Politik

Hannover (AFP). Der Deutsche Rich-
terbund hat ein einheitliches Verbot re-
ligiöser Kleidung auf den Richterbän-
ken in Deutschland gefordert. Alle Bun-
desländer sollten sich aus Gründen der
weltanschaulichen Neutralität der be-
reits in Baden-Württemberg und Hessen
geltenden und für Niedersachsen ange-
kündigten Gesetzeslage anschließen,
sagte Verbandsgeschäftsführer Sven
Rebehn den Zeitungen des Redaktions-
netzwerks Deutschland.

Zur Begründung führte der Verbands-
geschäftsführer an, die Justiz sei zu
strikter Neutralität verpflichtet.

Vorerst keine
Abschiebungen

Leipzig (AFP). Bis Ende 2018 werden
weiterhin keine Syrer aus Deutschland
abgeschoben. Die Innenminister von
Bund und Ländern einigten sich zum
Abschluss ihrer Konferenz in Leipzig
darauf, den Abschiebestopp um ein Jahr
zu verlängern. Forderungen der Union
und vor allem aus Bayern und Sachsen,
den Abschiebestopp nur bis Juli zu be-

fristen und dann Straftäter und soge-
nannte Gefährder abzuschieben, erteilte
die SPD eine klare Absage.

Der Umgang mit extremistischen Ge-
fährdern war ein zentrales Thema auf
der zweitägigen Innenministerkonfe-
renz. In diesem Jahr wurden nach Anga-
ben de Maizières bereits rund 50 Ge-
fährder aus Deutschland abgeschoben.
Dies seien deutlich mehr als 2016, als es
lediglich Abschiebungen im einstelligen
Bereich gegeben habe. De Maizière sag-
te, die Bedrohungslage durch den „in-
ternationalen Terrorismus“ sei „anhal-
tend hoch“.

Innenminister beim
Thema Syrien einig
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Endlich
JOCHEN WITTMANN

Lange hat es gedauert, sehr lange
sogar. Vor gut 18 Monaten fiel die Ent-
scheidung im britischen Referendum für
den Brexit. Im März diesen Jahres er-
folgte der offizielle Startschuss für die
zweijährigen Austrittsverhandlungen.
Aber jetzt erst konnte man sich auf ein
erstes Verhandlungsergebnis einigen.
Und da ging es lediglich darum, wie die
Modalitäten der Trennung lauten, nicht
darum, wie die künftige Beziehung aus-
sehen soll.

Doch besser spät als nie. Mit der jetzt
getroffenen Vereinbarung hat man end-
lich Klarheit über die rechtliche Stellung
von EU-Bürgern im Königreich und von
Briten in der EU: Ihre Situation wird nicht
angetastet. Auf der irischen Insel wird es
keine harte Grenze zwischen der Repu-
blik und Nordirland geben, was für den
Friedensprozess unabdingbar war. Und
nachdem Großbritannien sich prinzipiell
bereit erklärt hat, allen finanziellen Ver-
pflichtungen nachzukommen, die es
während der EU-Mitgliedschaft einge-
gangen war, haben die EU-Mitglieder
jetzt Planungssicherheit.

Nun soll es umgehend in die Phase
Zwei gehen, wo man über das künftige
Freihandelsabkommen sprechen will,
aber mit schnellen Fortschritten ist auch

hier nicht zu rechnen. Der britische Fi-
nanzminister Philip Hammond verriet
kürzlich in einem Unterhausausschuss,
dass das britische Kabinett noch kein
einziges Mal darüber beraten hat, wie
der „Endzustand des Brexit“ aussehen
soll. Soll heißen: Welche Art von künfti-
gem Wirtschaftsmodell man ansteuern
will. Zur Auswahl stehen da zwei diame-
trale Positionen. Die „Singapur-Option“,
wie sie Außenminister Boris Johnson
und Umweltminister Michael Gove an-
streben, würde auf eine Volkswirtschaft
hinauslaufen, die auf niedrige Steuern
und minimale Regularien setzt. Das an-
dere Modell, für das Schatzkanzler Ham-
mond streitet, plädiert dafür, dass sich
Großbritannien möglichst eng an der EU
orientiert und nur eine geringe regulato-
rische Divergenz zulässt.

Der Kampf, wohin die Reise gehen soll,
ob harter oder weicher Brexit, ist noch
lange nicht ausgefochten, denn bei die-
ser Debatte zeigt sich, was die Konser-
vative Partei schon seit mehr als 20 Jah-
ren innerlich zerrissen hat: der Streit zwi-
schen euroskeptischen Thatcheristen
und pragmatischen Konservativen. Man
darf davon ausgehen, dass auch hier
eine Lösung lange auf sich warten las-
sen wird.

Auf Rechtskurs
CHRISTINE LONGIN

Der 23. April 2017 war der wohl
schwärzeste Tag in der Geschichte der
französischen Republikaner. Der Kandi-
dat der Partei, die so oft den Staatschef
stellte, kam in der ersten Runde der Prä-
sidentschaftswahlen nicht über den drit-
ten Platz hinaus. François Fillon hinter-
ließ eine Partei, die die Hoffnung auf
einen Machtwechsel einte und die nun
zu zerfallen droht. Daran wird auch die
Wahl des neuen Vorsitzenden nichts än-
dern, die die Republikaner an diesem
Wochenende abhalten. Im Gegenteil.

Der haushohe Favorit Laurent Wau-
quiez ist ein Mann, der eher spaltet als
versöhnt. Rund die Hälfte der Franzosen
hält ihn laut einer Umfrage für einen De-
magogen, knapp 40 Prozent bezeichnen
ihn als aggressiv. Der 42-Jährige vertritt

einen klaren Rechtskurs, der vor allem
den gemäßigten Parteiflügel um Ex-Re-
gierungschef Alain Juppé abschreckt.
Wauquiez kann mit gut 60 Prozent der
Stimmen rechnen, was ihm den Sieg
schon in der ersten Runde sichern wür-
de. Wichtiger als das Ergebnis ist für
Wauquiez allerdings die Beteiligung an
der Abstimmung. Von den gut 234000
Parteimitgliedern dürften sich nur rund
50000 an dem elektronischen Votum be-
teiligen. Bei der Wahl von Nicolas Sarko-
zy zum Parteichef 2014 waren es noch
rund 156000. Wauquiez will mit rechten
Themen punkten: Patriotismus, Einwan-
derung und Innere Sicherheit. Mit seinen
rechtspopulistischen Parolen will er die
Wähler wieder zurückholen, die zu Le
Pen übergelaufen sind.

Karikatur: Plassmann

Gefährliche Erwartungshaltung
BERNHARD JUNGINGER

Wenn sich die Botschaft, die vom SPD-
Bundesparteitag ausgeht, auf ein einzi-
ges Wort eindampfen lässt, dann ist es
das kindisch-schadenfrohe „Bätschi“
von Fraktionschefin Andrea Nahles.
Ätschi, die SPD wird eben schon ge-
braucht, so die Botschaft. Bätschi, das
wird teuer für die Union, wenn sie nun
doch mit den Sozialdemokraten zusam-
men regieren will. Für sinnvolle Gesprä-
che über eine mögliche Fortsetzung der
Großen Koalition sind das denkbar
schlechte Voraussetzungen. Kompro-
misslos regieren lässt sich nur mit Mehr-
heiten, von denen die SPD heute weiter
entfernt ist als je zuvor. Bei der Bundes-
tagswahl hat die einstige Volkspartei ja
keinen plötzlichen Einbruch erlitten,
sondern den vorläufigen Tiefpunkt eines
Abstiegs erreicht, der seit 1998 anhält.
Rund die Hälfte ihrer Wählerschaft ha-
ben die Sozialdemokraten seither verlo-
ren. Zehn Millionen Menschen haben
„Bätschi“ gesagt, weil sie sich von der
SPD nicht mehr richtig vertreten fühlen.
Und das obwohl die SPD in den vergan-
genen 19 Jahren 15 Jahre entweder fe-
derführend oder als Juniorpartner an der
Regierung war.

Viele in der Partei ziehen sogar die
Schlussfolgerung, dass die SPD abge-
straft worden sei, weil sie überhaupt

regiert hat. Und dass die Partei sich in
höchste Gefahr begibt, wenn sie sich auf
das Abenteuer einlässt, Verantwortung
zu übernehmen. Ein paar Jahre in der
Opposition schmollen und hehre Maxi-
malforderungen stellen – mit dieser Kur,
so glauben enttäuschte Genossen, lässt
sich ihre sieche Partei ganz sicher retten.
Das ist töricht. Zwar haben die Delegier-
ten den Weg für ergebnisoffene Gesprä-
che mit der Union nach erbittertem Rin-
gen mit sich selbst freigemacht.

Doch vom Parteitag nehmen viele Ge-
nossen eine Erwartungshaltung mit, die
so unrealistisch wie gefährlich ist: Die
Neuauflage der Großen Koalition, nach
dem Jamaika-Aus die einzige verbliebe-
ne Variante einer stabilen Regierung,
gibt es allenfalls, wenn der sozialdemo-
kratische Wunschzettel komplett in ein
Regierungsprogramm umgewandelt
wird. Erpressen lassen aber wird sich die
Union wohl kaum. Dann gibt es früher
oder später Neuwahlen, vor denen sich
die SPD mehr fürchten muss, als alle an-
deren Parteien. Einer SPD jedenfalls, die
ihre Unlust am Regieren zur Tugend er-
hebt, könnten am Ende noch mehr lang-
jährige Wähler den Rücken kehren. Sie
könnten ihr Kreuz bei Parteien machen,
die vor dem Regieren keine Angst zei-
gen.

Blutige Unruhen in
Palästinensergebieten

Reaktionen auf Trumps Entscheidung / Zwei Tote
Jerusalem (dpa). Nach der Anerken-

nung Jerusalems als Hauptstadt Israels
durch die USA sind bei Unruhen in Je-
rusalem und den Palästinensergebieten
mindestens zwei Menschen getötet wor-
den. Am Abend schlug eine Rakete aus
dem Gazastreifen in der Stadt Sderot im
Süden Israels ein. Insgesamt wurden
mindestens 760 Menschen verletzt, da-
von erlitten über 260 Schusswunden,
wie das palästinensische Gesundheits-
ministerium in Gaza und der palästi-

nensische Rettungsdienst Roter Halb-
mond am Freitag mitteilten. Bei den To-
desopfern handelt es sich um Palästi-
nenser. Im Westjordanland seien Warn-
schüsse in die Luft abgegeben worden,
im Gazastreifen sei auf Anstifter der
Unruhen geschossen worden, sagte eine
Sprecherin der israelischen Armee. Die-
se seien auch getroffen worden. „Heute,
am 30. Jahrestag der ersten Intifada (Pa-
lästinenseraufstand), erhebt sich unser
Volk in Ablehnung gegen die Erklärung

von Trump“, sagte
Achmad Bahar, ein
führender Hamas-
Vertreter in
Gaza. „Jerusalem
ist die Hauptstadt
Palästinas.“ Auch
in anderen musli-
mischen Ländern
gingen die Men-
schen aus Protest
gegen die Ent-
scheidung von US-
Präsident Trump
auf die Straße,
etwa in Ägypten,
Jordanien, im Li-
banon und in Tune-
sien. Demonstran-
ten in der Türkei
schwenkten paläs-
tinensische Flag-
gen.

ESKALATION DER GEWALT: Israelische Soldaten gehen gegen
einen palästinensischen Demonstranten vor. Foto: dpa
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Macron erhält den Karlspreis
Direktorium würdigt „Vision von einem neuen Europa“ / Gabriel: Ein Glücksfall

Aachen (AFP). Wegen seiner Verdienste
um Europa erhält Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron den Internationalen
Karlspreis 2018. Das Karlspreis-Direktori-
um und die Stadt Aachen begründeten ihre
Entscheidung am Freitag mit dem „vor-
bildhaften“ europäischen Engagement
Macrons. Außenminister Sigmar Gabriel
(SPD) gratulierte Macron und nannte ihn
einen „Glücksfall für Deutschland und
Europa“.

Macron habe „eine kraftvolle Vision von
einem neuen Europa“, hieß es in der Be-
gründung. „Sein Eintreten für Zusammen-
halt und Gemeinsamkeit und sein ent-
schiedener Kampf gegen jede Form von
Nationalismus und Isolationismus zur
Überwindung der europäischen Krise“ sei-
en „vorbildhaft, im positiven Sinne anste-
ckend und wegweisend“, hob das Direkto-
rium hervor. Aachens Oberbürgermeister
Marcel Philipp (CDU) beschrieb den
39-jährigen Macron als „einen mutigen
Vordenker für die Erneuerung des europäi-
schen Traums“. Seit 1950 wird der renom-
mierte Karlspreis an Persönlichkeiten und
Institutionen vergeben, die sich in führen-
der Position um die Einigung Europas ver-
dient machten.

GROSSE VERDIENSTE für Europa hat sich Frankreichs Präsident Macron erworben,
weshalb er mit dem Aachener Karlspreis ausgezeichnet wird. Foto: dpa

Umfrage: Mehrheit
für Große Koalition

dies schlecht. Am stärksten befürwor-
ten mit 71 Prozent die Unions-Anhän-
ger eine Große Koalition, auch 52 Pro-
zent der SPD-Anhänger sind dafür.
Die Anhänger aller anderen Parteien
sprechen sich mehrheitlich dagegen
aus. Mehrheitlich abgelehnt werden
Neuwahlen ebenso wie eine CDU/
CSU-Minderheitsregierung. 60 Pro-

zent glauben nicht, dass mit einer Min-
derheitsregierung Deutschland stabil
regiert werden könnte.

Wenn an diesem Sonntag gewählt
würde, käme die CDU/CSU auf 32
Prozent (minus eins) und die SPD auf
23 Prozent (plus zwei). Die AfD er-
reichte zwölf Prozent (plus eins), die
FDP acht (minus zwei) und die Linke
neun Prozent (unverändert). Die Grü-
nen erhielten unverändert zwölf Pro-
zent. Die anderen Parteien lägen zu-
sammen unverändert bei vier Prozent.

Mainz/Berlin (AFP). Die Bundesbür-
ger rechnen mit der Bildung einer Gro-
ßen Koalition und befürworten eine
Neuauflage des Regierungsbündnisses.
Nach dem ZDF-Politbarometer glau-
ben 70 Prozent an das Zustandekom-
men einer Großen Koalition, 14 Pro-
zent erwarten Neuwahlen und elf Pro-
zent halten eine CDU/CSU-Minder-
heitsregierung für die wahrschein-
lichste Lösung. 47 Prozent der Befrag-
ten fänden eine Regierung aus CDU/
CSU und SPD gut, 36 Prozent fänden

Konservative
stellen sich neu auf

Paris (dpa). Acht Monate nach dem De-
saster bei der französischen Präsiden-
tenwahl bestimmen die Anhänger der
bürgerlichen Rechten einen neuen Par-
teichef. Für die Wahl an diesem Wochen-
ende gehen drei Anwärter ins Rennen.
Als haushoher Favorit gilt der Präsi-
dent der Region Auvergne-Rhône-Alpes,
Laurent Wauquiez. Er wird dem rechten
Flügel zugerechnet. Der Radiosender
Europe 1 bezeichnete den früh ergrau-
ten 42-jährigen einmal als „selbst-
ernannten Erben“ von Ex-Präsident
Nicolas Sarkozy, der von 2007 bis 2012
regierte. n Kommentar

Richterbund
ermahnt die Politik

Hannover (AFP). Der Deutsche Rich-
terbund hat ein einheitliches Verbot re-
ligiöser Kleidung auf den Richterbän-
ken in Deutschland gefordert. Alle Bun-
desländer sollten sich aus Gründen der
weltanschaulichen Neutralität der be-
reits in Baden-Württemberg und Hessen
geltenden und für Niedersachsen ange-
kündigten Gesetzeslage anschließen,
sagte Verbandsgeschäftsführer Sven
Rebehn den Zeitungen des Redaktions-
netzwerks Deutschland.

Zur Begründung führte der Verbands-
geschäftsführer an, die Justiz sei zu
strikter Neutralität verpflichtet.

Vorerst keine
Abschiebungen

Leipzig (AFP). Bis Ende 2018 werden
weiterhin keine Syrer aus Deutschland
abgeschoben. Die Innenminister von
Bund und Ländern einigten sich zum
Abschluss ihrer Konferenz in Leipzig
darauf, den Abschiebestopp um ein Jahr
zu verlängern. Forderungen der Union
und vor allem aus Bayern und Sachsen,
den Abschiebestopp nur bis Juli zu be-

fristen und dann Straftäter und soge-
nannte Gefährder abzuschieben, erteilte
die SPD eine klare Absage.

Der Umgang mit extremistischen Ge-
fährdern war ein zentrales Thema auf
der zweitägigen Innenministerkonfe-
renz. In diesem Jahr wurden nach Anga-
ben de Maizières bereits rund 50 Ge-
fährder aus Deutschland abgeschoben.
Dies seien deutlich mehr als 2016, als es
lediglich Abschiebungen im einstelligen
Bereich gegeben habe. De Maizière sag-
te, die Bedrohungslage durch den „in-
ternationalen Terrorismus“ sei „anhal-
tend hoch“.

Innenminister beim
Thema Syrien einig
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